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Entscheidung 

des Großen Kollegiums 

gemäß § 8 Abs. 3 Buchst. a) LRHG 

 

 

 

Stellungnahme des Landesrechnungshofs gegenüber dem Landtag Nordrhein-

Westfalen 

zu dem 

Siebten Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung 

 

Gesetzentwurf der Landesregierung 

Drucksache 18/19027 

 

 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Siebtes Gesetz zur Änderung der Landeshaus-

haltsordnung“ (Gesetzentwurf)1 wurde in der 122. Plenarsitzung am 07.05.20262 in den 

Landtag eingebracht und nach der 1. Lesung mit den Stimmen aller Fraktionen an den 

Haushalts- und Finanzausschuss (HFA) überwiesen. Der HFA hat in seiner 95. Sitzung am 

08.05.2026 beschlossen, zu diesem Beratungsgegenstand eine schriftliche Sachverstän-

digenanhörung durchzuführen. Mit Schreiben vom 18.05.2026 hat der HFA den Landes-

rechnungshof (LRH) als Sachverständigen um schriftliche Stellungnahme zu dem o. g. 

Gesetzentwurf bis möglichst zum 02.06.2026 gebeten.  

 

Der LRH kommt dieser Bitte hiermit nach und äußert sich zu dem Gesetzentwurf wie 

folgt: 

 

 

 

                                              
1  Drucksache (Drs.) 18/19027. 
2  Tagesordnung, 122. Sitzung des Landtags, und Plenarprotokoll, 122. Sitzung des Landtags, S. 83 ff. 

http://teamsite/websites/D18/IIIB/Berichten/GK-Verfahren/LHO-Änderung%202026%20(7.%20LHO-Änderung)/EV_Transferordner-Dokumente/A02_Landtagsplenum_Tagesordnung_2026-05-07.pdf
http://teamsite/websites/D18/IIIB/Berichten/GK-Verfahren/LHO-Änderung%202026%20(7.%20LHO-Änderung)/EV_Transferordner-Dokumente/A03_Plenarprotokoll_18-122.pdf
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1. Vorbemerkung zum Erweiterten Rechnungswesen 

Mit Einführung des § 17b Landeshaushaltsordnung (LHO) durch das Haushaltsbegleitge-

setz 2018 sollten – bisher in den Haushaltsgesetzen enthaltene – Regelungen zur Einfüh-

rung der Integrierten Verbundrechnung in die LHO aufgenommen werden. Mit der Inte-

grierten Verbundrechnung sollte die Modernisierung des Haushalts- und Rechnungswe-

sens in der Landesverwaltung im Rahmen des Programms Einführung von Produkthaus-

halten zur outputorientierten Steuerung – Neues Rechnungswesen (EPOS.NRW) umge-

setzt werden.3 Ziel war es, das Rechnungswesen durch die Einführung einer doppischen 

Vermögens- und Ergebnisrechnung, einer zahlungsorientierten Finanzrechnung sowie 

einer Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) auf Ebene der Budgeteinheiten zu moderni-

sieren. Daneben verfolgte das Ministerium der Finanzen (FM) mit EPOS.NRW das Ziel, die 

doppischen Abschlüsse der Budgeteinheiten zu konsolidieren. Das Programm 

EPOS.NRW war konzeptionell auf diesen Gesamtabschluss ausgelegt.4  

 

Seitdem befinden sich der Haushalt und das Rechnungswesen in der Landesverwaltung 

in einem hybriden Zustand: Die Haushaltsaufstellung und die Rechnungslegung folgen 

kameralen Grundsätzen, während die Haushaltsbewirtschaftung mittels EPOS.NRW nach 

doppischen Grundsätzen durchgeführt wird. 

 

Mit dem Haushaltsgesetz (HHG) 2024 wurde in § 25 HHG in Abkehr von der bisherigen 

Regelung „Modernisierung des Haushalts- und Rechnungswesens“ das „Erweiterte Rech-

nungswesen“ eingeführt. Die Umstellung von Haushaltsaufstellung und Haushaltsrech-

nung auf doppische beziehungsweise produktorientierte Daten war nicht mehr vorgese-

hen.5 Damit sollte der hybride Zustand dauerhaft fortbestehen. An die Stelle der Ziele 

eines Produkthaushalts und eines konsolidieren Abschlusses trat seit dem HHG 2024 das 

Ziel einer „erweiterten Bewirtschaftung“, um „durch die Verbindung von kameralen und 

kaufmännischen Daten […] im Haushaltsvollzug eine effektive und effiziente Haushalts-

steuerung“ zu erreichen.6 Im Rahmen einer „angereicherten Kameralistik auf Basis einer 

Kosten- und Leistungsrechnung im Rahmen des bestehenden doppischen Systems“ soll-

te auf eine effektive und effiziente Haushaltssteuerung hingewirkt werden.7 Diese Um-

stellung wurde als „erweitertes Rechnungswesen“ bezeichnet.8 Begründet wurde sie vom 

FM u. a. mit den zusätzlichen Ausgaben für die Einführung eines Produkthaushalts.9 Auf-

grund der hiernach unterschiedlichen Regelungsgehalte von § 25 HHG seit 2024 und 

§ 17b LHO bestimmt § 25 HHG schließlich seit 2024 in seinem Absatz 5 einen Vorrang 

                                              
3  Gesetzentwurf der Landesregierung, Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze und zur Überleitung der vorhande-

nen Konrektorinnen und Konrektoren von Grundschulen und Hauptschulen (Haushaltsbegleitgesetz 2018) Drs. 17/1111, S. 1; da-

zu LRH, Stellungnahme vom 24.11.2015, Stellungnahme 17/149. 
4  FM, Vorlage vom 11.11.2019 an den an den Unterausschuss Modernisierung des Budgetrechts und Finanzcontrolling des Haus-

halts- und Finanzausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen – Jahresabschlüsse der Modellhaushalte, Vorlage 17/2675, S. 2. 
5  Gesetzentwurf der Landesregierung, Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen für das 

Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024), Drs. 18/5000, S. 33. 
6  Gesetzentwurf der Landesregierung, a.a.O., Drs. 18/5000, S. 32 f. 
7  FM, Neuausrichtung des Rechnungswesens – Bericht an den Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags Nordrhein-Westfalen, 

Vorlage 18/1818 (Anlage 15), Anlage 1, S. 1. 
8  § 25 HHG 2024. 
9  FM, a.a.O., Vorlage 18/1818, Anlage 1, S. 7. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST17-149.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-2675.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-5000.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-5000.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-1818.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-1818.pdf
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seiner Absätze 1 bis 4 vor abweichenden Regelungen in § 17b LHO bzw. in den dazu er-

lassenen Verwaltungsvorschriften. 

 

Der LRH äußerte sich zu § 25 HHG 2024 mit Stellungnahme vom 12.10.2023.10 Er kritisier-

te hierbei, dass mögliche Instrumente der Haushaltssteuerung durch Doppik und Pro-

duktorientierung ungenutzt blieben. Mit dem Wegfall eines produktorientierten Haus-

haltsverfahrens mit Zielen, zugeordneten Kennzahlen und entsprechenden Zielwerten 

werde zudem die vom parlamentarischen Raum selbst angenommene Chance vertan, 

das Budgetrecht des Parlaments nachhaltig zu stärken. Auch bleibe mit diesem Verzicht 

unklar, inwieweit doppische Daten in eine künftige generationengerechte Haushaltspoli-

tik einfließen sollten. Durch die Abkehr von der bislang geplanten Nutzung doppischer 

bzw. produktorientierter Daten in der Haushaltsrechnung werde darauf verzichtet, den 

tatsächlichen Ressourcenverbrauch eines Jahres darzustellen. Es bleibe bei einer Betrach-

tung von Einnahmen und Ausgaben.11 

 

Es sei zudem unklar, wie ein doppischer Haushaltsvollzug ohne eine doppische Planung 

und einen doppischen Gesamtabschluss ausgestaltet werden solle.12  

 

Für besonders bedeutsam sah der LRH mit Blick auf den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz 

nach § 7 Abs. 3 LHO das Festhalten an der KLR an. Er äußerte die Sorge, dass mit dem 

Verzicht auf doppische bzw. produktorientierte Daten in der Haushaltsaufstellung und 

Haushaltsrechnung diese Daten auch im Haushaltsvollzug nicht vollumfänglich genutzt 

werden. Der LRH empfahl daher, deutlich zu machen, welche Ziele mit Blick auf die Dop-

pik sowie die KLR verfolgt und wie diese strategisch durch definierte Berichts- und Vor-

lagepflichten erreicht werden sollten.13 

 

In seiner Stellungnahme vom 23.10.2024 zum Haushaltsgesetzentwurf 2025 mit gleich-

lautendem Wortlaut des § 25 des HHG 2024 bekräftigte der LRH diese Kritik und seine 

Empfehlungen.14 Einzelheiten zu dem erweiterten Rechnungswesen seien weiterhin nicht 

geregelt. Es sollten insbesondere die dauergesetzlichen Regelungen der LHO und der 

dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften (nebst Anlagen) angepasst werden. Das „erwei-

terte Rechnungswesen“ gemäß § 25 Haushaltsgesetzentwurf 2025 sollte darin nachge-

zeichnet und entsprechend ausgeprägt werden.15 In gleicher Weise äußerte der LRH sich 

mit Stellungnahme vom 23.10.2025 zum Haushaltsgesetzentwurf 2026.16  

 

Vor diesem Hintergrund ist zu den jetzt beabsichtigten Neuregelungen Folgendes zu 

bemerken, wobei die beabsichtigten Änderungen in § 66 LHO nachfolgend nicht bewer-

tet werden. Sie sind redaktioneller Natur und ergeben sich aus der beabsichtigten Auf-

hebung des § 17b LHO. 

                                              
10  Stellungnahme 18/909. 
11  Stellungnahme 18/909, S. 19 f. 
12  Stellungnahme 18/909, S. 20. 
13  Stellungnahme 18/909, S. 20 f. 
14  Stellungnahme 18/1948, S. 13. 
15  Stellungnahme 18/1948, S. 13. 
16  Stellungnahme 18/3031, S. 21. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-909.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-909.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-909.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-909.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-1948.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-1948.pdf
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2. Fehlende Neuausrichtung des Rechnungswesens im Gesetz 

Der Gesetzentwurf enthält keine Einzelheiten zur näheren Ausgestaltung der „Neuaus-

richtung des Rechnungswesens“. Es ist weiterhin nicht nachvollziehbar, was unter einer 

„angereicherten Kameralistik auf Basis einer Kosten- und Leistungsrechnung im Rahmen 

des bestehenden doppischen Systems“ zu verstehen ist. Insofern verweist der LRH auf 

seine Stellungnahme vom 12.10.2023 zum Entwurf des HHG 2024,17 seine Stellungnahme 

vom 23.10.2024 zum Entwurf des HHG 202518 sowie seine Stellungnahme vom 

23.10.2025 zum Entwurf des HHG 202619 und insbesondere auf seine dortige Forderung, 

deutlich zu machen, welche Ziele mit Blick auf die Doppik sowie die KLR künftig verfolgt 

werden sollen. 

 

Bei den aktuell beabsichtigten Änderungen ist dies weiterhin nicht erkennbar (siehe hier-

zu im Einzelnen unter 3. und 4). Auch die Gesetzesbegründung verhält sich hierzu nicht 

näher. Sie verweist vielmehr auf noch ausstehende Regelungen im Haushaltsaufstel-

lungsverfahren 2027. Auf diese Weise bleibt aktuell sogar offen, ob die in § 25 HHG 2026 

für sämtliche Bereiche der Landesverwaltung vorgesehene Pflicht zum Einsatz der Ver-

mögens- und Ergebnisrechnung sowie der KLR Bestand haben soll. Ausweislich der Ge-

setzesbegründung soll § 25 des aktuellen HHG 2026 im Haushaltsaufstellungsverfahren 

2027 geändert werden, mit dem „die Begriffsbestimmung ,Budgeteinheit‘ durch 

,Deckungskreise‘ ersetzt wird“20. Nähere Einzelheiten hierzu sind dem Gesetzentwurf je-

doch ebenfalls nicht zu entnehmen. 

 

Mit der Aufhebung von § 17b LHO würde daher nicht nur die vom parlamentarischen 

Raum selbst angenommene Chance vertan, das Budgetrecht des Parlaments nachhaltig 

zu stärken. Mangels konkreter weitergehender Regelungen bliebe zudem unklar, welche 

Regelungen an die Stelle des bisherigen Systems treten sollen, wie also die Fortentwick-

lung des Rechnungswesens ausgestaltet sein soll. Hinzu kommt, dass auch die in der Be-

gründung zu dem Gesetzentwurf konstatierte Grauzone mit Bezug auf § 25 HHG 2026 

nicht beseitigt würde.  

 

Der LRH wiederholt daher seine Kritik, dass die inhaltliche Ausgestaltung des erweiterten 

Rechnungswesens weiterhin unklar ist. Welche Ziele mit der Neuausrichtung des Rech-

nungswesens verfolgt und wie diese umgesetzt werden sollen, ist weiterhin offen. Diese 

sollten zudem in einer dauergesetzlichen Regelung und nicht nur im jährlichen Haus-

haltsgesetz Niederschlag finden. 

                                              
17  Stellungnahme 18/909, S. 18 ff. 
18  Stellungnahme 18/1948, S. 13. 
19  Stellungnahme 18/3031, S. 21. 
20  Drs. 18/19027, S. 9. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-909.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMST18-1948.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19027.pdf
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3. Kosten- und Leistungsrechnung 

Mit der Streichung von § 17b LHO würde die dort in Absatz 1 Satz 1 vorgeschriebene 

Einführung der Integrierte Verbundrechnung mit den Komponenten Vermögensrech-

nung, Ergebnisrechnung, KLR sowie Finanzrechnung (dauerhaft) entfallen. Ausweislich 

der Gesetzesbegründung tritt an ihre Stelle, soweit die KLR betroffen ist, „§ 7 LHO („Wirt-

schaftlichkeit und Sparsamkeit, Kosten- und Leistungsrechnung“) auf der Ebene der Ver-

waltungsvorschriften zu § 7 LHO“. § 7 Abs. 3 LHO bestimmt aber lediglich, dass „in ge-

eigneten Bereichen“ eine KLR einzuführen ist.  

 

Der LRH weist hierzu nochmals darauf hin, dass er mit Blick auf den Wirtschaftlichkeits-

grundsatz nach § 7 LHO das Festhalten an der KLR für besonders bedeutsam hält. Er er-

kennt an, dass die grundsätzliche Pflicht zur Einführung einer KLR „in geeigneten Berei-

chen“ in § 7 Abs. 3 LHO bestehen bleiben soll. 

 

Der Fortbestand nur dieser Regelung hätte allerdings zur Folge, dass nicht der Gesetz-

geber über den Einsatz der KLR entscheidet, sondern dass diese Entscheidung an den 

Normgeber der Verwaltungsvorschriften zur LHO überantwortet wird, also an das FM 

(vgl. § 5 LHO). Dies schließt die Entscheidung ein, bestimmte Bereiche der Landesverwal-

tung von der Betrachtung von Leistungen im Verhältnis zu den dafür aufgewendeten 

Kosten auszunehmen. Angesichts der oben dargestellten Bedeutung der KLR sieht der 

LRH dies kritisch. Er hält hierzu eine Entscheidung des Gesetzgebers für geboten. 

 

Die beabsichtigte Streichung von § 17b LHO hat darüber hinaus zur Folge, dass auch die 

dort festgelegte Bestimmung der KLR „als Basis einer produktorientierten Haushaltssteu-

erung“ entfiele. Aus dieser Regelung waren bislang auch Vorgaben zur inhaltlichen Aus-

gestaltung der KLR abzuleiten, z. B. ihre Ausprägung als Vollkostenrechnung, um so alle 

Kosten, die für die „Produkte“ des Landes anfallen, vollständig zu erfassen. Darüber hin-

aus unterliegt die KLR keiner vorgegebenen Regelsetzung, anders als die Doppik, für die 

die Standards staatlicher Doppik gelten.  

 

§ 7 Abs. 3 LHO enthält im Unterschied zu § 17b LHO keine Vorgaben zur Ausgestaltung 

der KLR. Auch die inhaltliche Ausgestaltung der KLR würde danach nur in den Verwal-

tungsvorschriften und damit durch das FM erfolgen. 

 

Die LHO sollte auch weiter bestimmen, dass in der gesamten Landesverwaltung in haus-

halterisch und organisatorisch abgegrenzten Verantwortungsbereichen eine KLR zu füh-

ren ist. Der Gesetzentwurf sollte entsprechend geändert werden. 
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4. Teilweise Abkehr von den Standards staatlicher Doppik nach § 71a 
Landeshaushaltsordnung 

Mit der beabsichtigten Aufhebung von § 17b LHO sollen Regelungen zu einer doppi-

schen Buchführung in der Landesverwaltung in § 71a Abs. 1 LHO aufgenommen wer-

den.21 Danach soll „in geeigneten Bereichen die Buchführung zusätzlich in Anlehnung an 

die Grundsätze der staatlichen doppelten Buchführung gemäß § 7a Haushaltsgrundsät-

zegesetz gestaltet“ sein (§ 71a Abs. 1 Satz 1 LHO neu). Zur Umsetzung dieser Regelung 

wird das FM ermächtigt, Verwaltungsvorschriften zu erlassen (§ 71a Abs. 1 Satz 2 LHO 

neu).  

 

Der LRH erkennt an, dass die Möglichkeit erhalten bleiben soll, die Buchführung in An-

lehnung an die Grundsätze der staatlichen doppelten Buchführung gemäß § 7a Haus-

haltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu gestalten. § 71a LHO neu engt den Anwendungsbe-

reich doppischer Regeln gegenüber § 17b LHO allerdings in mehrfacher Hinsicht ein: 

 

So ist gemäß § 17b Abs. 2 LHO das Rechnungswesen – ohne Einschränkung auf be-

stimmte Teilbereiche – nach den Grundsätzen staatlicher doppelter Buchführung gemäß 

§ 7a HGrG zu gestalten, die den Regelungen der §§ 238 bis 315e Handelsgesetzbuch so-

wie den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung und Bilanzierung folgen. 

Demgegenüber soll sich § 71a LHO neu nur noch auf die Buchführung als einen Teilbe-

reich des Rechnungswesens beziehen, d. h. auf das Buchen von Geschäftsvorfällen. Durch 

§ 71a LHO neu nicht abgedeckt würde der zweite Teilbereich des Rechnungswesens, die 

Erstellung doppischer Abschlussunterlagen, d. h. der Vermögensrechnung (Bilanz) und 

der Ergebnisrechnung (Gewinn- und Verlustrechnung). 

 

Weiter stellt die Formulierung „in Anlehnung an die Grundsätze der staatlichen doppel-

ten Buchführung“ nicht klar, dass die Grundsätze der staatlichen doppelten Buchführung 

gemäß § 7a HGrG in Verbindung mit § 49a HGrG Anwendung finden. Vielmehr eröffnet 

sie die Möglichkeit, von den Standards staatlicher Doppik abzuweichen. Einzelheiten 

hierzu soll nach § 71a Abs. 1 Satz 2 LHO neu künftig das zuständige Ministerium mit 

Einwilligung des FM festlegen. Das FM hat in seinem Bericht zur „Neuausrichtung des 

Rechnungswesens“ an den HFA bereits angekündigt, im Interesse wirtschaftlicherer Pro-

zesse von den Standards staatlicher Doppik künftig abzuweichen, und hierzu den Ver-

zicht auf Pensionsrückstellungen angeführt.22  

 

Der LRH sieht auch diese Zuständigkeitszuweisung kritisch. Nach der Änderung bliebe 

auf Gesetzesebene unklar, welchen Anforderungen die doppische Buchführung genügen 

soll. Damit fehlen entsprechende Vorgaben auch für die doppischen Daten als Grundlage 

für die KLR. 

 

                                              
21  Gesetzentwurf der Landesregierung, Siebtes Gesetz zur Änderung der Landeshaushaltsordnung, Drs. 18/19027, S. 9. 
22  Vorlage 18/1818, Anlage 1, S. 10. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-19027.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV18-1818.pdf
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Unerlässlich sind doppische Daten aus Sicht des LRH schließlich als Grundlage für den 

Vermögensnachweis gemäß § 86 LHO.23 Auch dies spricht dafür, für die gesamte Landes-

verwaltung gesetzlich zu regeln, dass eine doppische Buchführung zu betreiben ist und 

doppische Vermögensrechnungen zu erstellen sind. 

 

Die LHO sollte auch weiter bestimmen, dass in der gesamten Landesverwaltung in haus-

halterisch und organisatorisch abgegrenzten Verantwortungsbereichen entsprechend 

den heutigen Budgeteinheiten eine doppische Buchführung mit aus ihr resultierenden 

Vermögens- und Ergebnisrechnungen zu betreiben ist. Die doppische Buchführung sollte 

den Grundsätzen staatlicher doppelter Buchführung gemäß § 7a HGrG folgen. Der Ge-

setzentwurf sollte entsprechend geändert werden. 

 

 
 

 

                                              
23  LRH, Jahresbericht 2025, S. 69 ff. 

gez. 

Prof. Dr. Mandt 
Präsidentin 

 gez. 

Kisseler 
Vizepräsident 

   

   

gez. 

Dr. Lascho 
Direktor beim LRH 

gez. 

Gärtner 
Direktorin beim LRH 

gez. 

Dr. Altes 
Leitende Ministerialrätin 

http://intranet/Jahres%20und%20Ergebnisberichte/Jahresbericht%202025.pdf

